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GEMEINDE BRACHTTAL
- Gemeindevertretung -

Einladung zur Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Brachttal

Termin: Montag, 09.11.2026 um 20:00 Uhr
im Saal des Dorfgemeinschaftshauses Streitberg
Sitzung Nr. 5

TAGESORDNUNG:

1.        Festsetzung der Tagesordnung
2.        Genehmigung der Niederschrift Sitzung 04/2026-2031 vom 28.09.2026
3.        Mitteilungen des Vorsitzenden
4.        Mitteilungen des Ausschussvorsitzenden Haupt-, Finanz- und Bauausschuss
5.        Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden Sozial-, Gesundheits- und Umweltausschusses
6.        Mitteilungen des Gemeindevorstandes

       6.1 Bericht über die Umsetzung der Kennzahlen zum Stand 30.09.2026
7.        Bericht des Gemeindebrandinspektors zu den anstehenden Haushaltsberatungen/Projekten
8.        Anfragen
9.        Verbandsvorstand des Abwasserverbandes Bracht

       Wahl eines stellvertretenden Mitgliedes
10.       Teil A der Tagesordnung

       (Gegenstände ohne Aussprache gemäß § 10 Abs. 1 GO) Blockabstimmung
       10.1 Regelmäßiges Informationsangebot zur Kriminalprävention für Seniorinnen und Senioren in Brachttal
       (hier: Verweisung in SGU-Ausschuss)
       10.2 Digitale Unterstützung und Teilhabe für Seniorinnen und Senioren in Brachttal
       (hier: Verweisung in SGU-Ausschuss)

11.       Teil B der Tagesordnung (Gegenstände mit Aussprache gemäß § 10 Abs. 1 GO)
       11.1 Durchführung von Reanimationskursen (BLS)

Angedacht in nicht-öffentliche Sitzung
12.       Außenanlage Kita Regenbogen

In der Hoffnung auf gute und erfolgreiche Beratungen für unsere Gemeinde verbleibe ich mit besten Grüßen

Mit freundlichen Grüßen
gez. Daniel Goffitzer
Vorsitzender der Gemeindevertretung

Brachttal, 30.10.2026
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Standesamtliche Nachrichten

STERBEFÄLLE
03.10.2026 Martin, George, OT Hellstein, 87 Jahre

05.10.2026 Gast, Christel, OT Streitberg, 72 Jahre

12.10.2026 Braun, Petra, OT Streitberg, 68 Jahre

13.10.2026 Klosch, Horst, OT Udenhain, 74 Jahre



Gemeinde Brachttal

EINLADUNG ZUR BÜRGER -
INFORMATIONSVERANSTALTUNG
zum Starkregenvorsorgekonzept der

Gemeinde Brachttal

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

Starkregenereignisse stellen Kommunen zunehmend vor
Herausforderungen. Auch in Brachttal haben die
Ereignisse vergangener Jahre gezeigt, welche
Auswirkungen starke Niederschläge haben können.
Angesichts möglicher künftiger Starkregenereignisse ist
eine vorausschauende Planung wichtig, um Gefahren früh-
zeitig zu erkennen und geeignete Schutzmaßnahmen zu
entwickeln.

Deshalb hat die Gemeinde Brachttal die Erstellung eines
Starkregenvorsorgekonzepts für das gesamte
Gemeindegebiet mit allen sechs Ortsteilen beauftragt. Das
Konzept berücksichtigt die Erfahrungen aus vergangenen
Starkregenereignissen und untersucht mögliche
Gefährdungen unter heutigen Bedingungen.

Die Gemeinde Brachttal lädt alle interessierten
Bürgerinnen und Bürger herzlich zur Vorstellung des
Starkregenvorsorgekonzepts ein. Gemeinsam mit dem
beauftragten Fachbüro werden am

Dienstag, 24. November 2026, um 19:30 Uhr
in der Mehrzweckhalle Neuenschmidten

die Inhalte des Konzepts vorgestellt und erläutert.

Die Veranstaltung bietet Gelegenheit, sich über die
Starkregenvorsorge in Brachttal, mögliche
Gefährdungslagen und die Bedeutung geeigneter
Vorsorgemaßnahmen zu informieren.

Wir freuen uns über Ihre Teilnahme und Ihr Interesse!

Ihr
gez.
Wolfram Zimmer
Bürgermeister
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Gemeinde Brachttal
Der Vorsitzende 
der Gemeindevertretung

An die Bürgerinnen und Bürger der Gemeinde Brachttal
sowie an die Mitglieder der Gemeindevertretung, 
des Gemeindevorstandes, der Ortsbeiräte und
an die Vertreter der Medien

Einladung zur öffentlichen
Bürgerversammlung

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

echte Beteiligung und Transparenz leben vom direkten
Austausch. Um mit Ihnen in den Austausch zu treten, lade
ich Sie hiermit herzlich zu unserer nächsten öffentlichen
Bürgerversammlung am

Mittwoch, dem 25. November 2026 um 19:30 Uhr
in die Mehrzweckhalle Neuenschmidten

ein.

Tagesordnung:
1. Brand-, Bevölkerungs-, Zivil- und Katastrophen -

schutz
Einblick durch den Gemeindebrandinspektor zur aktu-
ellen Situation, Ausstattung und den
Herausforderungen der Gefahrenabwehr in Brachttal.

2. Verschiedenes
Hier haben Sie das Wort. Nutzen Sie die Gelegenheit,
um ihre Fragen und Anliegen in die Kommunalpolitik
einzubringen.

Ich freue mich auf einen sachlichen, konstruktiven Dialog
und Ihre rege Teilnahme.

gez.
Ihr
Daniel Goffitzer
Vorsitzender der Gemeindevertretung
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Bekanntmachung
-Planfeststellungsverfahren-

Errichtung und Betrieb eines
Hochwasserrückhaltebeckens an der Bracht in Brachttal,

Ortsteil Schlierbach und Wächtersbach, Ortsteil
Weilers (HRB Weilers)

Der Wasserverband Kinzig hat für die oben genannten Maßnahmen die
Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens gemäß § 68 des
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz -
WHG) sowie § 70 WHG in Verbindung mit § 43 Hessisches
Wassergesetz (HWG) beantragt.

Die Planunterlagen zur Anhörung der Öffentlichkeit liegen in der Zeit
vom 09. November 2026 bis einschließlich 08. Dezember 2026

während der Dienststunden
Montag bis Freitag von 08:30 bis 12:00 Uhr und Donnerstag 

zusätzlich von 16:30 bis 18:30 Uhr in der Gemeindeverwaltung
Brachttal, Wächtersbacher Str. 48, 63636 Brachttal

zur allgemeinen Einsicht aus.

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden und
Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 Verwaltungsverfahrensgesetz
(VwVfG), können bis spätestens einen Monat nach Ablauf der Frist für
die Auslegung der Unterlagen (maßgeblich ist der Tag des Eingangs,
nicht das Datum des Poststempels) bei der Gemeindeverwaltung
Brachttal, Wächtersbacher Str. 48, 63636 Brachttal oder beim
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt,
Gutleutstraße 114, 60327 Frankfurt am Main, Einwendungen
gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben.

Es wird darauf hingewiesen, dass die im Rahmen der Auslegung im
Jahr 2025 bisher erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen wei-
terhin Gültigkeit besitzen und im weiteren Verfahren behandelt werden
und daher nicht erneut vorgetragen werden müssen.

Der Antrag des Wasserverbands Kinzig ist gegenüber der bisherigen
Auslegung unverändert. Bei der jetzigen Auslegung handelt es sich
lediglich um die Nachholung einer notwendigen Verfahrenshandlung
im Rahmen des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG) (§ 70 Abs. 2 WHG i.V.m. §§ 18 ff. UVPG). Nach der
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde findet für das vorliegende
Verfahren das UVPG und das VwVfG in der Fassung des Gesetzes vor
der Neufassung durch das Gesetz vom 22.7.2026 (BGBl. 2026 I Nr.
224), welches seit dem 29.07.2026 in Kraft ist, Anwendung. Die
Ermächtigungsgrundlage für diese Entscheidung liegt in der
Übergangsvorschrift des § 102b Satz 2 VwVfG (eingefügtmit Wirkung
vom 29.7.2026 durch Gesetz vom 22.7.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224)).
Der Einklang mit den vorherigen Verfahrenshandlungen soll gewahrt
bleiben, sodass weder für den Antragssteller noch für die betroffene
Öffentlichkeit eine Unsicherheit durch die Anwendung neuer
Rechtsvorschriften entsteht. Bei den in dieser Bekanntmachung nicht
anders gekennzeichnete Normen des UVPG und VwVfG handelt es
sich daher um die Regelungen in der bis einschließlich 28. Juli 2026
geltenden Fassung.

Es wird auf folgende Regelungen hingewiesen:

1. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das
Maß der Beeinträchtigung erkennen lassen, den Namen und die
Anschrift lesbar enthalten und unterschrieben sein. E-Mails ohne
qualifizierte elektronische Signatur erfüllen das Schriftform -
erfordernis nicht.

2. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind für das Verfahren über die
Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht auf beson-
deren privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen (§ 21 Abs.
4 Satz 1 UVPG).

3. Die Einwendungen werden grundsätzlich personenbezogen an den
Vorhabenträger weitergeleitet, damit dieser zur geltend gemachten
Betroffenheit Stellung nehmen kann.

Nur in besonders begründeten Einzelfällen können die personen-
bezogenen Daten der Einwenderinnen und Einwender vor der
Weitergabe an den Vorhabenträger anonymisiert werden. Diese
Ausnahme kommt grundsätzlich nur dann in Betracht, wenn der
Einwenderin bzw. dem Einwender durch die Weitergabe der Daten
an den Vorhabenträger besondere und unzumutbare Nachteile ent-
stehen würden. Ein solcher Fall könnte zum Beispiel durch die
Einreichung von Einwendungen durch Beschäftigte des
Vorhabenträgers gegeben sein.

Die Einwenderinnen und Einwender werden daher gebeten,
Gründe, aus denen sich gegebenenfalls ein besonderes
Schutzbedürfnis ableiten lässt, das gegen eine personenbezogene
Weitergabe der Einwendung an den Wasserverband Kinzig spricht,
im Einwendungsschreiben detailliert darzulegen. In diesem
Zusammenhang wird jedoch darauf hingewiesen, dass sich die
Einwenderin bzw. der Einwender in Person zu erkennen geben
muss, sofern eine Behandlung ihrer/seiner Einwendungen im
nachfolgenden Erörterungstermin gewünscht bzw. in einem späte-
ren Gerichtsverfahren gegen den Planfeststellungsbeschluss
geklagt wird.

Der Datenschutzhinweis gemäß Art. 13 Datenschutz-Grund -
verordnung (DS-GVO) wird zusammen mit den Antragsunterlagen
ausgelegt.

4. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf
Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter
gleich lautender Texte eingereicht werden (gleichförmige
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite
eine Unterzeichnerin oder ein Unterzeichner mit ihrem bzw. seinen
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner zu benennen. Andernfalls
können diese Einwendungen nicht berücksichtigt werden (§ 17
Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG)).

5. Rechtzeitig erhobene Einwendungen können nach Ermessen der
Behörde in einem Termin erörtert werden. Die Erörterung kann auf
bestimmte Einwender und Behörden sowie auf bestimmte ent-
scheidungserhebliche Einwendungen, Stellungnahmen und
Gutachten beschränkt werden.

Der Termin der Erörterung wird vorher ortsüblich bekanntge-
macht. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben,
bzw. bei gleichförmigen Einwendungen ein Vertreter, werden min-
destens eine Woche vor dem Termin gesondert schriftlich benach-
richtigt. Werden von mehr als 50 Beteiligten Einwendungen erho-
ben, kann die Benachrichtigung durch öffentliche Bekannt -
machung ersetzt werden.

Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die
Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzu-
weisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist.

Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann
auch ohne ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit
Abschluss des Erörterungstermins beendet.

Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

6. Durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von
Einwendungen, Teilnahme am Erörterungstermin, an einer
Telefon- oder Videokonferenz oder durch Vertreterbestellung ent-
stehende Kosten können nicht erstattet werden.

7. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der
Planfeststellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden in
einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

8. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungs -
verfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden. Die
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Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses an die Einwender
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

9. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist (§ 5 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2
Nr. 3 UVPG), wird darauf hingewiesen,
- dass die für das Verfahren und die Entscheidung zuständige

Behörde das Regierungspräsidium Darmstadt ist und dass über
die Zulässigkeit des Verfahrens durch Planfeststellungs -
beschluss entschieden werden wird,

- dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 16 UVPG
notwendigen Angaben enthalten und

- dass die Anhörung im Rahmen der öffentlichen Auslegung der
Planunterlagen gleichzeitig die Beteiligung der Öffentlichkeit
zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 18 Abs.
1 UVPG darstellt.

10. Bei dem UVP-pflichtigen Vorhaben werden gemäß § 19 Abs. 2
Satz 1 UVPG die Unterlagen nach § 16 UVPG sowie die entschei-
dungserheblichen Berichte und Empfehlungen, die das Vorhaben
betreffen, zur Einsicht für die Öffentlichkeit im Rahmen des
Beteiligungsverfahrens ausgelegt. Dabei handelt es sich insbeson-
dere um den Erläuterungsbericht im Teil I der Planunterlagen
(Datei 001) und die Umweltverträglichkeitsstudie/UVP-Bericht
im Teil III (Datei 086).

Die Planfeststellung stellt die Zulässigkeit des Vorhabens im Hinblick
auf alle von ihr berührten öffentlichen Belange fest. Sie ersetzt alle
nach anderen Rechtsvorschriften notwendigen öffentlich-rechtlichen
Genehmigungen, Zustimmungen und anderen Entscheidungen und
regelt rechtsgestaltend alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi-
schen dem Träger des Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen.

Der Antrag samt Planunterlagen und die ortsübliche Bekanntmachung
können auf der Internetseite des Regierungspräsidiums Darmstadt
(https://rp-darmstadt.hessen.de > Veröffentlichungen und Digitales >
Öffentliche Bekanntmachungen > Umweltrecht) sowie im UVP-Portal
der Länder (https://www.uvp-verbund.de) eingesehen werden.

Frankfurt am Main, den 22.10.2026
Aktenzeichen: RPDA - Dez. IV/F 0029-IV-F 41.2-79.i.02.03-
00001#2025-00001

DER GEMEINDEVORSTAND der Gemeinde Brachttal
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Sanierung der B 276: 
Bauablauf, Erreichbarkeit und Umleitungen im Überblick

Die Sanierung der Ortsdurchfahrt Schlierbach bringt für viele Bürgerinnen und Bürger, Anlieger, Gewerbetreibende und Verkehrsteilnehmende
spürbare Einschränkungen mit sich.

Umwege und längere Fahrzeiten gehören während der Bauzeit zum Alltag. Die Gemeinde Brachttal weiß um die damit verbundenen Belastungen
und nimmt die Sorgen und die Kritik der Betroffenen ernst.

Gleichzeitig ist es wichtig, die Hintergründe und den Umfang der Baumaßnahme zu verdeutlichen: Hier geht es um weit mehr als eine neue
Fahrbahndecke. Wasserleitungen aus den Jahren 1905/1910, Kanalisation und weitere Teile der örtlichen Infrastruktur werden grundlegend erneu-
ert. Die dafür notwendigen Bauarbeiten erfordern Platz, offene Baugruben und sichere Arbeitsbereiche. Eine durchgehende Verkehrsführung mit-
tels Ampelregelung ist unter diesen Voraussetzungen während der aktiven Bauphase nicht möglich.

Die Gemeinde informiert deshalb über den Bauablauf, die geplanten Sperrungen, die Erreichbarkeit und die Umleitungen und erläutert, warum
die vorübergehenden Einschränkungen für diese wichtige Infrastrukturmaßnahme erforderlich sind.

Eine Investition in die Zukunft der Gemeinde
Gemeinsam investieren die Gemeinde Brachttal und Hessen Mobil rund sieben Millionen Euro in die Sanierung. Neben der Fahrbahn werden
teilweise über 100 Jahre alte Wasserleitungen und die Kanalisation erneuert beziehungsweise saniert. Hinzu kommen der barrierefreie Ausbau der
Bushaltestellen, verbesserte Querungs möglichkeiten sowie die Umgestaltung des Kreuzungsbereichs Mittelstraße/Raiffeisenstraße in Richtung
Birstein zur Erhöhung der Verkehrssicherheit. Durch die Verlegung der bisherigen Bushaltestellen am Rathaus und an der „Alten Post“ entstehen
zudem ein barrierefreier Zugang zum Rathaus und zusätzliche Parkplätze gegenüber der „Alten Post“.

Weitere Verbesserungen sind im Bereich der ehemaligen Volksbank vorgesehen, wo zusätzliche Straßeneinläufe eingebaut werden. Entlang der
Birsteiner Straße werden von der Tankstelle bis zum Beginn der Feldstraße Teile des Gehwegs erneuert und die B 276 grundhaft erneuert. In der
Wächtersbacher Straße sollen neue Kanaldeckel die wiederkehrenden Lärmbelästigungen durch beschädigte Abdeckungen beheben. Die
Maßnahme umfasst außerdem die grundhafte Sanierung der Hammerstraße inkl. der Gehwege.

Die umfangreichen Tiefbauarbeiten erfordern offene Baugruben und ausreichend Arbeitsflächen für Maschinen und Baufahrzeuge. Eine sichere
Verkehrsführung direkt an der Baustelle vorbei ist deshalb nicht durchgehend möglich. Eine Ampelregelung ist während der aktiven Bauphase
nicht möglich, da die vorgeschriebene Restfahr bahnbreite neben dem Arbeitsbereich nicht eingehalten werden kann. Auch die erforderlichen
Sicherheitsabstände zum Schutz der Be schäftigten lassen sich unter diesen Bedingungen nicht gewährleisten.

Während der Winterpause ist eine solche Regelung hingegen möglich, da die eigentlichen Bauarbeiten ruhen und die Baustelle entsprechend gesi-
chert wird.

Bauablauf und zeitliche Planung
Die Gesamtmaßnahme umfasst acht Bauabschnitte: sechs an der B 276 und zwei in der Hammerstraße. Die Arbeiten erfolgen nacheinander und
räumlich begrenzt. Eine durchgehende Vollsperrung aller betroffenen Straßen über die gesamte Bauzeit ist nicht vorgesehen.

Nach Fertigstellung der Ortsdurchfahrt der B 276 folgt in den Bauabschnitten 7 und 8 die grundhafte Sanierung der Hammerstraße – von der
Einmündung in die B 276 bis zur Einmündung des Feldwegs nördlich der Kaiserstraße. Während dieser Bauphase ist die Ortsdurchfahrt der
B 276 bereits abgeschlossen und wieder uneingeschränkt befahrbar.

Seit dem 27. Oktober 2026 wird zwischen der Ortseinfahrt Schlierbach aus Richtung Hesseldorf und der Einmündung Fabrikstraße gearbeitet.
Dieser Abschnitt ist voll gesperrt.

Vom 18. Dezember 2026 bis voraussichtlich einschließlich 8. Februar 2027 ist eine Winterpause vorgesehen. In diesem Zeitraum wird die
Ortsdurchfahrt vorübergehend wieder befahrbar sein. Auf etwa 50 bis 100 Metern ist eine halbseitige Verkehrsführung mit Ampel an der ruhen-
den Baustelle geplant. Die Umleitung über Spielberg und Wittgenborn wird währenddessen ausgesetzt.

Ab dem 9. Februar 2027 sollen die Arbeiten witterungsabhängig fortgesetzt werden. Mit Wiederaufnahme der Bauarbeiten wird erneut eine
Vollsperrung erforderlich.

Nach derzeitiger Planung sollen die Arbeiten an der B 276 voraussichtlich Mitte 2028 abgeschlossen sein. Ein Abschluss bis Ende 2027 bleibt
weiterhin das erklärte Ziel.

Anschließend folgt die Sanierung der Hammerstraße. Der Abschluss der Gesamtmaßnahme ist für Ende 2028 vorgesehen. Während der Sanierung
der Hammerstraße ist die B 276 wieder durchgehend befahrbar.

Umleitungen und Verkehrssicherheit
Der Pkw-Verkehr wird über Spielberg und Wittgenborn umgeleitet. Für den Schwerlastverkehr besteht eine gesonderte Umleitung über Streitberg,
zunächst über Leisenwald. Busse dürfen weiterhin über Spielberg fahren. Ergänzende Halteverbote und Geschwindig keitsreduzierungen sollen
die Verkehrssicherheit erhöhen. Aufgrund des Umfangs der Bauarbeiten und der notwendigen Sperrungen ist eine überörtliche Umleitung unver-
meidbar.
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Öffentliche Bekanntmachung
der Gemeinde Brachttal

Jahresabschluss 2020
Aufgrund der §§ 113 und 114 Abs. 1 der Hessischen
Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
7.3.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 1.4.2025 (GVBl. Nr. 24/2025). hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Brachttal am 28.09.2026 fol-
genden Beschluss gefasst:

„Der vom Amt für Prüfung und Revision des Main-Kinzig-
Kreises geprüfte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2020
wird gem. § 113 HGO beschlossen. Der Gemeindevorstand wird
zugleich entlastet gem. § 114 HGO.“

Vorstehender Beschluss wird hiermit gemäß § 114 Abs. 2 HGO
öffentlich bekannt gemacht.

Der Jahresabschluss wird mit dem Rechenschaftsbericht auf der
Internetseite der Gemeinde Brachttal (www.brachttal.de) veröf-
fentlicht.

Brachttal, 21.10.2026
Der Gemeindevorstand
gez. Zimmer, Bürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
der Gemeinde Brachttal

Jahresabschluss 2021
Aufgrund der §§ 113 und 114 Abs. 1 der Hessischen
Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
7.3.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 1.4.2025 (GVBl. Nr. 24/2025). hat die
Gemeindevertretung der Gemeinde Brachttal am 28.09.2026 fol-
genden Beschluss gefasst:

„Der vom Amt für Prüfung und Revision des Main-Kinzig-
Kreises geprüfte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2021
wird gem. § 113 HGO beschlossen. Der Gemeindevorstand wird
zugleich entlastet gem. § 114 HGO.“

Vorstehender Beschluss wird hiermit gemäß § 114 Abs. 2 HGO
öffentlich bekannt gemacht.

Der Jahresabschluss wird mit dem Rechenschaftsbericht auf der
Internetseite der Gemeinde Brachttal (www.brachttal.de) veröf-
fentlicht.

Brachttal, 21.10.2026
Der Gemeindevorstand
gez. Zimmer, Bürgermeister

Die Gemeinde bittet ausdrücklich darum, die ausgeschilderten Umleitungen einzuhalten und keine ver-
meintlichen Abkürzungen durch Nebenstraßen zu nutzen. Diese sind nicht für das zusätzliche
Verkehrsaufkommen einer Bundesstraße ausgelegt. Fehlende Gehwege stellen insbesondere für Kinder
und andere zu Fuß Gehende ein Sicherheitsrisiko dar. Örtliche Zufahrtsmöglichkeiten, auch mit der
Beschilderung „Anlieger frei“, dienen ausschließlich der Erreichbarkeit der dortigen Grundstücke und
sind keine Ersatzumleitungen für den Durchgangsverkehr. Auch der Fahrrad- und Wirtschaftsweg zwi-
schen Schlierbach und Weilers ist keine Umleitungsstrecke und darf hierfür nicht genutzt werden.

Grundstückszufahrten bleiben soweit möglich erreichbar. Einschränkungen können insbesondere durch
offene Baugruben im Zufahrtsbereich oder bei Asphaltierungsarbeiten entstehen. Die ausführende
Firma Strassing informiert die betroffenen Anlieger hierüber rechtzeitig. Die Rettungswege und die
Erreichbarkeit für Feuerwehr, Rettungsdienst und Notarzt bleiben grundsätzlich sichergestellt.

Die Müllabfuhr bleibt sichergestellt. Die Baufirma übernimmt bei Bedarf den Transport der gekennzeichneten Mülltonnen zur Sammelstelle und
zurück. Anlieger werden rechtzeitig über die Vorgehensweise informiert.

Während des ersten Bauabschnitts entfallen die Bushaltestellen Rathaus und Brückenstraße. Eine Ersatzhaltestelle befindet sich am Sportplatz in
der Kleinbahnstraße. Aktuelle Fahrgastinformationen der KVG sind auf der Gemeindehomepage abrufbar.

Verständnis und Rücksichtnahme
Die Gemeinde ist sich bewusst, dass die Baumaßnahme den Alltag vieler Menschen beeinträchtigt. Umwege, längere Fahrzeiten und
Einschränkungen für Anlieger und Gewerbetreibende sind eine Belastung. Gleichzeitig bietet die Sanierung die Chance, wichtige Teile der
Infrastruktur grundlegend zu erneuern und für die kommenden Jahrzehnte aufzustellen.

Die Vollsperrung ist keine willkürliche Entscheidung, sondern eine notwendige Voraussetzung für sichere und fachgerechte Bauarbeiten. Die
Gemeinde bittet deshalb um Verständnis, Geduld und gegenseitige Rücksichtnahme. Sachliche Fragen und konstruktive Kritik sind willkommen.
Persönliche Angriffe und Beleidigungen gegenüber den Beschäftigten der Baufirma und den Verantwortlichen sind hingegen nicht hinnehmbar.

Aktuelle Informationen, Bauabschnittspläne, die Präsentation der Bürgerinformationsveranstaltung vom 14. Oktober 2026 sowie
Fahrgastinformationen sind unter www.brachttal.de im Bereich „Straßenbauarbeiten B276“ abrufbar.
Fragen können per E-Mail an  ortsdurchfahrt@gemeinde-brachttal.de gerichtet werden.
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